
Pflegehotel


Der Begriff Pflegehotel ist nicht geschützt.

Tatsächlich darf sich jeder so nennen.

Pflegehotels, welche stationäre Aufenthalte oder Kurzzeitpflege anbieten, welche 
über die Betreuungs- und Entlastungleistungen abrechnen, wo die Pflege, die 
Unterkunft und das Essen aus einer Hand kommen sind vermutlich ein Pflegeheim. 
Diese erbringen Ihre Leistungen unter der Kontrolle der Heimaufsicht.


Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 
§ 42 Kurzzeitpflege

(1) Kann die häusliche Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht im 
erforderlichen Umfang erbracht werden und reicht auch teilstationäre Pflege nicht 
aus, besteht für Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 Anspruch auf Pflege in 
einer vollstationären Einrichtung. Dies gilt:

1.

für eine Übergangszeit im Anschluß an eine stationäre Behandlung des 
Pflegebedürftigen oder

2.

in sonstigen Krisensituationen, in denen vorübergehend häusliche oder 
teilstationäre Pflege nicht möglich oder nicht ausreichend ist.

(2) Der Anspruch auf Kurzzeitpflege ist auf acht Wochen pro Kalenderjahr 
beschränkt. Die Pflegekasse übernimmt die pflegebedingten Aufwendungen 
einschließlich der Aufwendungen für Betreuung sowie die Aufwendungen für 
Leistungen der medizinischen Behandlungspflege bis zu dem Gesamtbetrag von 
1 774 Euro im Kalenderjahr. Der Leistungsbetrag nach Satz 2 kann um bis zu 1 612 
Euro aus noch nicht in Anspruch genommenen Mitteln der Verhinderungspflege 
nach § 39 Absatz 1 Satz 3 auf insgesamt bis zu 3 386 Euro im Kalenderjahr erhöht 
werden. Der für die Kurzzeitpflege in Anspruch genommene Erhöhungsbetrag wird 
auf den Leistungsbetrag für eine Verhinderungspflege nach § 39 Absatz 1 Satz 3 
angerechnet.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 besteht der Anspruch auf 
Kurzzeitpflege in begründeten Einzelfällen bei zu Hause gepflegten 
Pflegebedürftigen auch in geeigneten Einrichtungen der Hilfe für behinderte 
Menschen und anderen geeigneten Einrichtungen, wenn die Pflege in einer von 
den Pflegekassen zur Kurzzeitpflege zugelassenen Pflegeeinrichtung nicht möglich 
ist oder nicht zumutbar erscheint. § 34 Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung. Sind 
in dem Entgelt für die Einrichtung Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie 
Aufwendungen für Investitionen enthalten, ohne gesondert ausgewiesen zu sein, 
so sind 60 vom Hundert des Entgelts zuschussfähig. In begründeten Einzelfällen 
kann die Pflegekasse in Ansehung der Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie 



der Aufwendungen für Investitionen davon abweichende pauschale Abschläge 
vornehmen.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 besteht der Anspruch auf 
Kurzzeitpflege auch in Einrichtungen, die stationäre Leistungen zur medizinischen 
Vorsorge oder Rehabilitation erbringen, wenn während einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation für eine Pflegeperson eine gleichzeitige 
Unterbringung und Pflege des Pflegebedürftigen erforderlich ist.


Sozialgesetzbuch (SGB XI)

Elftes Buch


Soziale Pflegeversicherung

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 15 G v. 10.12.2021 I 5162


§ 45b SGB XI Entlastungsbetrag


(1) Pflegebedürftige in häuslicher Pflege haben Anspruch auf einen 
Entlastungsbetrag in Höhe von bis zu 125 Euro monatlich. Der Betrag ist 
zweckgebunden einzusetzen für qualitätsgesicherte Leistungen zur Entlastung 
pflegender Angehöriger und vergleichbar Nahestehender in ihrer Eigenschaft als 
Pflegende sowie zur Förderung der Selbständigkeit und Selbstbestimmtheit der 
Pflegebedürftigen bei der Gestaltung ihres Alltags. Er dient der Erstattung von 
Aufwendungen, die den Versicherten entstehen im Zusammenhang mit der 
Inanspruchnahme von

1.

Leistungen der Tages- oder Nachtpflege,

2.

Leistungen der Kurzzeitpflege,

3.

Leistungen der ambulanten Pflegedienste im Sinne des § 36, in den Pflegegraden 
2 bis 5 jedoch nicht von Leistungen im Bereich der Selbstversorgung,

4.

Leistungen der nach Landesrecht anerkannten Angebote zur Unterstützung im 
Alltag im Sinne des § 45a.

Die Erstattung der Aufwendungen erfolgt auch, wenn für die Finanzierung der in 
Satz 3 genannten Leistungen Mittel der Verhinderungspflege gemäß § 39 
eingesetzt werden. Die Leistung nach Satz 1 kann innerhalb des jeweiligen 
Kalenderjahres in Anspruch genommen werden; wird die Leistung in einem 
Kalenderjahr nicht ausgeschöpft, kann der nicht verbrauchte Betrag in das 
folgende Kalenderhalbjahr übertragen werden.

(2) Der Anspruch auf den Entlastungsbetrag entsteht, sobald die in Absatz 1 Satz 1 
genannten Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, ohne dass es einer vorherigen 
Antragstellung bedarf. Die Kostenerstattung in Höhe des Entlastungsbetrags nach 
Absatz 1 erhalten die Pflegebedürftigen von der zuständigen Pflegekasse oder 
dem zuständigen privaten Versicherungsunternehmen sowie im Fall der 
Beihilfeberechtigung anteilig von der Beihilfefestsetzungsstelle bei Beantragung der 
dafür erforderlichen finanziellen Mittel gegen Vorlage entsprechender Belege über 
entstandene Eigenbelastungen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der 
in Absatz 1 Satz 3 genannten Leistungen. Für Zwecke der statistischen Erfassung bei 
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den Pflegekassen und den privaten Versicherungsunternehmen muss auf den 
Belegen eindeutig und deutlich erkennbar angegeben sein, im Zusammenhang 
mit welcher der in Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten Leistungen die 
Aufwendungen jeweils entstanden sind.

(3) Der Entlastungsbetrag nach Absatz 1 Satz 1 findet bei den Fürsorgeleistungen 
zur Pflege nach § 13 Absatz 3 Satz 1 keine Berücksichtigung. § 63b Absatz 1 des 
Zwölften Buches findet auf den Entlastungsbetrag keine Anwendung. Abweichend 
von den Sätzen 1 und 2 darf der Entlastungsbetrag hinsichtlich der Leistungen 
nach § 64i oder § 66 des Zwölften Buches bei der Hilfe zur Pflege Berücksichtigung 
finden, soweit nach diesen Vorschriften Leistungen zu gewähren sind, deren Inhalte 
den Leistungen nach Absatz 1 Satz 3 entsprechen.

(4) Die für die Erbringung von Leistungen nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 4 
verlangte Vergütung darf die Preise für vergleichbare Sachleistungen von 
zugelassenen Pflegeeinrichtungen nicht übersteigen. Näheres zur Ausgestaltung 
einer entsprechenden Begrenzung der Vergütung, die für die Erbringung von 
Leistungen nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 durch nach Landesrecht anerkannte 
Angebote zur Unterstützung im Alltag verlangt werden darf, können die 
Landesregierungen in der Rechtsverordnung nach § 45a Absatz 3 bestimmen.


Sozialgesetzbuch (SGB XI)

Elftes Buch


Soziale Pflegeversicherung

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 15 G v. 10.12.2021 I 5162


§ 71 SGB XI Pflegeeinrichtungen


(1) Ambulante Pflegeeinrichtungen (Pflegedienste) im Sinne dieses Buches sind 
selbständig wirtschaftende Einrichtungen, die unter ständiger Verantwortung einer 
ausgebildeten Pflegefachkraft Pflegebedürftige in ihrer Wohnung mit Leistungen 
der häuslichen Pflegehilfe im Sinne des § 36 versorgen.

(1a) Auf ambulante Betreuungseinrichtungen, die für Pflegebedürftige dauerhaft 
pflegerische Betreuungsmaßnahmen und Hilfen bei der Haushaltsführung 
erbringen (Betreuungsdienste), sind die Vorschriften dieses Buches, die für 
Pflegedienste gelten, entsprechend anzuwenden, soweit keine davon 
abweichende Regelung bestimmt ist.

(2) Stationäre Pflegeeinrichtungen (Pflegeheime) im Sinne dieses Buches sind 
selbständig wirtschaftende Einrichtungen, in denen Pflegebedürftige:

1.

unter ständiger Verantwortung einer ausgebildeten Pflegefachkraft gepflegt 
werden,

2.

ganztägig (vollstationär) oder tagsüber oder nachts (teilstationär) untergebracht 
und verpflegt werden können.

(3) Für die Anerkennung als verantwortliche Pflegefachkraft im Sinne der Absätze 1 
und 2 ist neben dem Abschluss einer Ausbildung als
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1.

Pflegefachfrau oder Pflegefachmann,

2.

Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger,

3.

Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und 
Kinderkrankenpfleger oder

4.

Altenpflegerin oder Altenpfleger

eine praktische Berufserfahrung in dem erlernten Ausbildungsberuf von zwei 
Jahren innerhalb der letzten acht Jahre erforderlich. Bei ambulanten 
Pflegeeinrichtungen, die überwiegend behinderte Menschen pflegen und 
betreuen, gelten auch nach Landesrecht ausgebildete Heilerziehungspflegerinnen 
und Heilerziehungspfleger sowie Heilerzieherinnen und Heilerzieher mit einer 
praktischen Berufserfahrung von zwei Jahren innerhalb der letzten acht Jahre als 
ausgebildete Pflegefachkraft. Bei Betreuungsdiensten kann anstelle der 
verantwortlichen Pflegefachkraft eine entsprechend qualifizierte, fachlich 
geeignete und zuverlässige Fachkraft mit praktischer Berufserfahrung im erlernten 
Beruf von zwei Jahren innerhalb der letzten acht Jahre (verantwortliche Fachkraft) 
eingesetzt werden. Die Rahmenfrist nach den Sätzen 1, 2 oder 3 beginnt acht 
Jahre vor dem Tag, zu dem die verantwortliche Pflegefachkraft im Sinne des 
Absatzes 1 oder 2 bestellt werden soll. Für die Anerkennung als verantwortliche 
Pflegefachkraft ist ferner Voraussetzung, dass eine Weiterbildungsmaßnahme für 
leitende Funktionen mit einer Mindeststundenzahl, die 460 Stunden nicht 
unterschreiten soll, erfolgreich durchgeführt wurde. Anerkennungen als 
verantwortliche Fachkraft, die im Rahmen der Durchführung des Modellvorhabens 
zur Erprobung von Leistungen der häuslichen Betreuung durch Betreuungsdienste 
erfolgt sind, gelten fort. Für die Anerkennung einer verantwortlichen Fachkraft ist 
ferner ab dem 1. Januar 2023 ebenfalls Voraussetzung, dass eine 
Weiterbildungsmaßnahme im Sinne von Satz 5 durchgeführt wurde.

(4) Keine Pflegeeinrichtungen im Sinne des Absatzes 2 sind

1.

stationäre Einrichtungen, in denen die Leistungen zur medizinischen Vorsorge, zur 
medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben, zur Teilhabe an Bildung 
oder zur sozialen Teilhabe, die schulische Ausbildung oder die Erziehung kranker 
Menschen oder von Menschen mit Behinderungen im Vordergrund des Zweckes 
der Einrichtung stehen,

2.

Krankenhäuser sowie

3.

Räumlichkeiten,

a)

in denen der Zweck des Wohnens von Menschen mit Behinderungen und der 
Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe für diese im Vordergrund steht,

b)

auf deren Überlassung das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz Anwendung 
findet und

c)




in denen der Umfang der Gesamtversorgung der dort wohnenden Menschen mit 
Behinderungen durch Leistungserbringer regelmäßig einen Umfang erreicht, der 
weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung entspricht; bei einer 
Versorgung der Menschen mit Behinderungen sowohl in Räumlichkeiten im Sinne 
der Buchstaben a und b als auch in Einrichtungen im Sinne der Nummer 1 ist eine 
Gesamtbetrachtung anzustellen, ob der Umfang der Versorgung durch 
Leistungserbringer weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung 
entspricht.

(5) Mit dem Ziel, eine einheitliche Rechtsanwendung zu fördern, erlässt der 
Spitzenverband Bund der Pflegekassen spätestens bis zum 1. Juli 2019 Richtlinien zur 
näheren Abgrenzung, wann die in Absatz 4 Nummer 3 Buchstabe c in der ab dem 
1. Januar 2020 geltenden Fassung genannten Merkmale vorliegen und welche 
Kriterien bei der Prüfung dieser Merkmale mindestens heranzuziehen sind. Die 
Richtlinien nach Satz 1 sind im Benehmen mit dem Verband der privaten 
Krankenversicherung e. V., der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe und den kommunalen Spitzenverbänden auf Bundesebene 
zu beschließen; die Länder, die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege sowie die Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen auf 
Bundesebene sind zu beteiligen. Für die Richtlinien nach Satz 1 gilt § 17 Absatz 2 
entsprechend mit der Maßgabe, dass das Bundesministerium für Gesundheit die 
Genehmigung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
erteilt und die Genehmigung als erteilt gilt, wenn die Richtlinien nicht innerhalb von 
zwei Monaten, nachdem sie dem Bundesministerium für Gesundheit vorgelegt 
worden sind, beanstandet werden.


Sozialgesetzbuch (SGB XII)

Zwölftes Buch


Sozialhilfe

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 16 G v. 10.12.2021 I 5162


§ 65 SGB XII Stationäre Pflege


Pflegebedürftige der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 haben Anspruch auf Pflege in 
stationären Einrichtungen, wenn häusliche oder teilstationäre Pflege nicht möglich 
ist oder wegen der Besonderheit des Einzelfalls nicht in Betracht kommt. Der 
Anspruch auf stationäre Pflege umfasst auch Betreuungsmaßnahmen; § 64b 
Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.
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